Geſetzblatt 
für die Freie Stadt Danzig 


Nr. 44 Ausgegeben Danzig, den 4. September 1922 


1 Inhalt. Geſetz über Bezüge von Sozialrentnern. (S. 399). Geſetz zur Abänderung des Gewerbegerichts⸗ 
geſetzes. (S. 401). 


106 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 


N Geſetz 
über Bezüge von Sozialrentnern. 


Erſter Abſchnitt. 
Lohnklaſſen, Leiſtungen und Beiträge in der Invlidenverſicherung. 
Artikel J. 
Die Reichsverſicherungsordnung wird dahin abgeändert: 
1. Der § 1245 Abſ. 1 erhalt folgende Faſſung: 
Nach der Höhe des Jahresarbeitsverdienſtes werden für die Verſicherten folgende Lohn⸗ 
klaſſen gebildet: 
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2. Der § 1287 Abſ. 2 erhält folgende Faſſung: 
Bis auf weiteres werden die Leiſtungen bei den Invaliden⸗, Alters-, Witwen⸗ und Wit⸗ 
werrenten um jährlich dreitauſend Mark, bei den Waiſenrenten um jährlich eintauſendfünfhundert 
Mark erhöht. 
3. Im 8 1289 wird am Schluß angefügt: 
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4. Im $ 1293 Abſ. 1 wird am Schluß angefügt: 


in der Söhne 2. 2 900 Mark, 
1 „„ 4 100 „ 
9 n 5 600 „ 
. 1 Mo 1 
Er PP 9200 „ 
5. Im $ 1392 Abſ. 1 wird am Schluſſe angefügt: 
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Artikel II. 
Vom 1. Auguſt 1922 an werden die Renten, die vor dieſem Tage feſtgeſetzt ſind, 
bei Empfängern einer Invaliden⸗, Alters⸗, Witwen⸗ oder Witwerrente um zweihundert Mark, 
bei Empfängern einer Waiſenrente um einhundert Mark 
monatlich erhöht. 
Artikel III. 
Die Vorſchriften des Artikels I Nr. 2 und des Artikels II treten mit dem 1. Auguſt 1922, die 
übrigen Vorſchriften mit dem 1. Oktober 1922 in Kraſt. 


Renten für die Zeit vor dem 1. Auguſt 1922 werden nach den bisherigen Vorſchriften berechnet. 


Zweiter Abſchnitt. 
Unterſtützung von Rentenempfängern der Juvaliden⸗ und Angeſtelltenverſicherung. 
Artikel IV. 

Das Geſetz über Notſtandsmaßnahmen zur Unterſtützung von Rentenempfängern der Invaliden⸗ 
und Angeſtelltenverſicherung vom 10. März 1922 (Geſ.⸗Bl. S. 77) in der Faſſung des Geſetzes über die 
Unterſtützung von Rentenempfängern der Invaliden⸗ und Angeſtelltenverſicherung vom 18. Mai 1922 
(Geſ.⸗Bl. S. 118/119) wird dahin geandert: 

1. 8 2 Abſ. 1 erhält folgende Faſſung: 

Die Unterſtützung iſt in der Invalidenverſicherung nach den Umſtänden und im Höchſtbetrage 
ſo zu bemeſſen, daß das Geſamtjahreseinkommen des Empfangers einer Invaliden⸗ oder Altersrente 
den Betrag von ſiebentauſendzweihundert Mark, einer Witwen⸗ oder Witwerrente den Betrag von 
fünftauſendſiebenhundert Mark, einer Waiſenrente den Betrag von dreitauſendzweihundert Mark 
erreicht. 

2. Der § 2 Abſ. 4 erhalt folgende Faſſung: 

Bei Berechnung des Geſamtjahreseinkommens wird für Empfänger von Renten aus der 
Invalidenverſicherung die Invaliden oder Altersrente mit dreitauſendvierhundert Mark, die Witwen⸗ 
oder Witwerrente mit dreitauſendzweihundert Mark und die Waiſenrente mit eintauſendſechshundert 
Mark angerechnet; darüber hinausgehende Rentenbeträge werden nicht angerechnet. Bei Berechnung 
des Geſamtjahreseinkommens bleibt das Arbeitseinkommen der Rentenempfänger bis zum Jahres⸗ 
betrage von viertauſend Mark außer Anſatz. 

3.38 2a fällt fort. 
Artikel V. 
Die Vorſchriften des Artikels IV treten mit dem 1. Auguſt 1922 in Kraft. 
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Artikel VL 8 
Der Senat wird ermächtigt, das im Artikel IV bezeichnete Geſetz mit der Überſchrift „Geſetz über 
Notſtandsmaßnahmen zur Unterſtützung von Rentenempfängern der Invaliden- und Angeſtelltenverſicherung“ 
in der Faſſung zu veröffentlichen, die ſich aus dem zweiten Abſchnitt dieſes Geſetzes ergibt. 
Danzig, den 25. Auguſt 1922. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Ziehm. Dr. Schwartz. 


107 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 


Geſetz 
zur Abänderung des Gewerbegerichtsgeſetzes. 


Artikel I. - 
29. Juli 1890 (R. G. Bl. S. 141); 
30, Jun 1901 15 Bl. S. 210 a eee 
machung vom 29. September 1901 (R. G. Bl. S. 353) abgeändert durch die Verordnungen des Staatsrats vom 
ee und die Geſetze zur Abänderung des Gewerbegerichtsgeſetzes und des 
2. Juli 1921 (G. Bl. S. 81) . 
30. April 1922 (G. Bl. S 100) wird, wie folgt, abgeandert: 


8. 
(1) Im 8 1 werden im Abſatz 1 die Worte: „einschließlich der landwirtſchaftlichen Betriebe, der 
kommunalen und Staatsbehörden“ ſowie der letzte Abſatz geſtrichen. 
(2) Der $ 1 erhält folgende Abſatze 4 und 5: 

„(4) Als gewerbliche Streitigkeiten im Sinne des Abſatzes 1 gelten auch Streitigkeiten aus dem 
Arbeitsverhaltnis der Arbeitnehmer einſchließlich der Angeſtellten in land⸗ und forſt⸗ 
wirtſchaftlichen Betrieben einerſeits und ihren Arbeitgebern andererſeits, ſowie zwiſchen 
Arbeitnehmern einſchließlich der Angeſtellten desſelben Arbeitgebers. Auf Perſonen, welche 
lediglich Hausangeſtellte ſind, findet dieſe Vorſchrift keine Anwendung. 

(5) Als gewerbliche Streitigkeiten im Sinne des Abſatzes 1 gelten ferner die Streitigkeiten aus 
dem Arbeitsverhaltnis der Arbeitnehmer einſchl. der Angeſtellten, bei den kommunalen und 
Staatsbehörden einerſeits und ihren Arbeitgebern andererſeits, ſowie zwiſchen Arbeitnehmern 
einſchließlich der Angeſtellten desſelben Arbeitgebers. Auf Beamte findet dieſe Vorſchrift 
keine Anwendung“. 

8 2. 


Der 8 3 erhalt folgende Abſätze 3 und 4: 

„(3) Als Arbeiter im Sinne dieſes Geſetzes (S 1 Abſ. 4) gelten auch die Arbeitnehmer ein⸗ 
ſchließlich der Angeſtellten in land⸗ und forſtwirtſchaftlichen Betrieben. Auf Perſonen, 
welche lediglich Hausangeſtellte ſind, findet dieſe Vorſchrift keine Anwendung. 

(4) Desgleichen gelten als Arbeiter im Sinne dieſes Geſetzes (§ 1 Abſatz 5) die Arbeitnehmer 
einſchließlich der Angeſtellten bei den kommunalen und Staatsbehörden. Auf Beamte 
findet dieſe Vorſchrift keine Anwendung“. 


§ 3. 


Das Gewerbegerichtsgeſetz vom 


Geſetzes betr. Kaufmannsgericht vom 


Der § 10 erhält folgenden Abſatz 3: 
„G) Zur ausſchließlichen Entſcheidung der im § 1 Abſatz 4 und ferner der in § 1 Abſatz 5 
bezeichneten Streitigkeiten iſt je eine beſondere Kammer zu bilden“. 
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S 4. 
Der 8 13 erhält folgenden Abſatz 4: 

„(4) Die Beiſitzer aus den Arbeitgebern für die Fammern der Streitigkeiten bei den kommunalen 
und Staatsbehörden (§ 1 Abſatz 5) werden durch den Senat beſtimmt. Die Beſtellung 
erfolgt auf mindeſtens 1 Jahr und auf höchſtens 6 Jahre, jedoch nicht über die Dauer 
ſeiner Tätigkeit bei der kommunalen oder Staatsbehörde hinaus. Eine Wiederbeſtellung 


iſt zulaſſig“. 
8 5 


(1) Im $ 14 werden zwiſchen Abſatz 1 und 2 folgende neue Abſatze 2 und 3 eingefügt: 
„(Z) Für die beſondere Kammer gemäß § 1 Abſatz 4 find nur die im 83 Abſatz 3 bezeichneten 
Arbeitnehmer und deren Arbeitgeber wählbar und wahlberechtigt. 
(3) Für die beſondere Kammer gemäß § 1 Abſatz 5 find nur die im 83 Abſatz bezeichneten 
Arbeitnehmer wählbar und wahlberechtigt“. 
(2) Die bisherigen Abſätze 2 und 3 des § 14 werden Abſätze 4 und 5. 
Artikel II. 

Durch Verordnung des Senats wird beſtimmt, wann die beſonderen Kammern gemaß Artikel I 8 1 
in Tatigkeit treten. Bis zu dieſem Zeitpunkt bleiben die bisher zuſtändigen Gerichte auch weiter zur Ent⸗ 
ſcheidung der Artikel IS 1 bezeichneten Streitigkeiten zuftändig. Eine einmal begründete Zuſtändigkeit wird 
durch dieſes Geſetz nicht geändert. 

Artikel III. 


Dieſes Geſetz tritt mit ſeiner Verkündung in Kraft. 
Artikel IV. 


Der Senat wird ermächtigt, das Gewerbegerichtsgeſetz erneut mit den Anderungen, welche ſich aus 
dieſem Geſetz ergeben, im Geſetzblatt der Freien Stadt Danzig zu veröffentlichen. 


Danzig, den 23. Auguſt 1922. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Sahm. Dr. Frank. 


Schriftleitung: Büro des Senats der Freien Stadt Danzig. — Druck von A. Schroth in Danzig. 


